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Nach der Abstimmungsniederlage: Der Ausserrhoder Landammann Yves Noël Balmer im Gespräch mit seinem Regierungsratskollegen

Hansueli Reutegger. Bild: Michel Canonica

Kommentar

Zu radikaler
Vorschlag

DasAusserrhoder Stimmvolk
lehnt die radikale Variante
neuerGemeindestrukturen
mit klaremMehr ab. Es hat sich
für die zahmeVariante ausge-
sprochen.Mit dem Ja zum
Eventualantragwerden die
Gemeindenamen aus der
Kantonsverfassung gestrichen.
Damit wird derWeg frei für Fu-
sionen von unten.

Die Regierung hatmit ihrem
Gegenvorschlag, der Reduk-
tion auf drei bis fünf Gemein-
den,Mut undWillen gezeigt,
demKanton einemoderne,
zukunftsfähige Struktur zu
geben. Der Vorschlag liess aber
zu viele Fragen offen. Dies hat
weite Teile der Bevölkerung
verunsichert. Fusionszwang,
Identitätsverlust, Unklarheit
bezüglich Zeit undKosten: Die
Argumente der Befürworter
der Eventualvorlagewaren
stärker. Die Regierung ist
unterlegen, und das Stimmvolk
hat die Chance auf das «grosse
Miteinander» auf grüner
Wiese verpasst. Nun ist es an
den Befürwortern des Eventu-
alantrags, zu beweisen, dass
ihre Variante rasch zu Fusionen
führt. An der Ausgangslage hat
sich nichts geändert: Einige
Gemeinden sind amAnschlag.

Die Erarbeitung des Fusions-
gesetzesmuss zügig an die
Hand genommenwerden, und
bei diesemProzessmüssen alle
an einemStrick ziehen. Es ist
an denGemeinden, zu bewei-
sen, dass auch schwächere
Kommunen nicht links liegen
gelassenwerden. Der Kanton
braucht starkeGemeinden, die
die steigendenAnforderungen
bewältigen und die hohen
Ansprüche der Bevölkerung
erfüllen können.

MeaMcGhee

mea.mcghee@chmedia.ch

Verantwortung liegt nun bei Gemeinden
Nach dem Ja zumEventualantragwill die Ausserrhoder Regierung die Ausarbeitung des Fusionsgesetzes zügig angehen.

MeaMcGhee

DerAusserrhoderRegierungsrat
empfingdieMedienschaffenden
nach Feststehen des Abstim-
mungsresultatsüberdieNeuord-
nungderGemeindestrukturen in
corpore zur Pressekonferenz im
Herisauer Regierungsgebäude.
DamitunterstrichdieRegierung
die Bedeutung der Vorlage für
denKanton.

Gefragt,obdieRegierungent-
täuscht sei über die Ablehnung
ihres Vorschlags zur Reduktion
der Gemeinden auf drei bis fünf,
sagte Landammann Yves Noël
Balmer: «Der Regierungsrat war

klar überzeugt vommutigen und
progressivenGegenvorschlag.Die
NeuordnungderGemeindestruk-
tur in einem Aufwisch wäre aus
Sicht der Regierung die bessere
Lösunggewesen.»DasVerdiktsei
aberklarundso freuesichdieRe-
gierung in erster Linie, dass es
nicht zu einem zweifachen Nein
gekommen sei.

Das Ja zur Eventualvorlage
ermögliche einen ersten Schritt
Richtung Gemeindefusionen.
Der Landammann sagte aber
klar: «Mit dem Entscheid liegt
nun die Verantwortung für
Strukturreformen inersterLinie
bei denGemeinden.»Der Kan-

ton werde seinen Teil dazu bei-
tragenunddienötigeGesetzge-
bung andieHandnehmen.Das
Ja zur Eventualvorlage sieht die
Regierung als Auftrag, den Ge-
meinden administrative und fi-
nanzielleUnterstützungbei Fu-
sionsvorhaben zu leisten.

Fusionsgesetz:Erarbeitung
brauchtZeit

Katrin Alder, in deren Departe-
mentdieVorlageangesiedelt ist,
erklärtedasweitereVorgehen. In
einem ersten Schritt werde der
Kanton ein Gesetz erarbeiten,
dasGemeindefusionenermögli-
chen wird. Damit würden die

Grundlagengeschaffen,dassGe-
meinden unter administrativer
und finanzieller Mithilfe des
Kantons fusionierenkönnen.Ob
dieseMöglichkeit vondenKom-
munen dereinst genutzt wird,
lasse sich heute nicht sagen. Al-
derbetont:«DieInitiative fürFu-
sionen müsste von Gemeinden
ausgehen.» Der Regierungsrat
sei überzeugt, dass sich die Ge-
meinden des Auftrags und der
hohenVerantwortung, die diese
durchdasAbstimmungsergebnis
erhaltenhaben, bewusst sind.

Angesprochen auf die Dauer
desnunfolgendenProzesses sag-
teKatrinAlder,dieserbrauchesei-

neZeit,daverschiedeneStakehol-
der involviert seien. Der Regie-
rungsrat rechnet mit mindestens
zwei Jahren,biseinFusionsgesetz
auf demTisch liegenwerde.

Volkkümmert sichum
Zukunftsfähigkeit

Im Vorfeld der Abstimmung hat-
ten Regierungsmitglieder mehr-
fachgesagt, sieerhofftensicheine
hohe Stimmbeteiligung. Die Be-
teiligung von 46,5 Prozent sei als
«gut» zu beurteilen, wenn man
kantonale Abstimmungen der
letzten zwanzig Jahre betrachte,
sagte der Landammann. Die Be-
völkerunghabesichmitdemnicht

ganz einfachen Thema der Ge-
meindestrukturen auseinander-
gesetzt. Die Stimmbeteiligung
zeige, dass sich die Bevölkerung
um die Zukunftsfähigkeit des
Kantons kümmere. Dies hätten
auchdieengagiertgeführtenDis-
kussionen an den vorangegange-
nenVeranstaltungengezeigt, lob-
ten die Regierungsmitglieder die
Ausserrhoder Bevölkerung. Das
breiteEngagement sei einewich-
tigeVoraussetzung,umdieArbeit,
dienun folge, konstruktiv und re-
spektvoll führenzukönnen, sagte
Katrin Alder. «Es ist das grosse
Ziel, unsereGemeinden und den
Kantonweiterzubringen.»

Herbe Niederlage für die Regierung
Gegen Zwangsfusionen: Das Ausserrhoder Stimmvolkmöchte, dass dieGemeinden selber entscheiden sollen.

Astrid Zysset

Es wäre ein monumentaler
Schritt für Ausserrhoden gewe-
sen: Am Sonntag stand die Ab-
stimmung über die Zukunft der
Gemeindestrukturen respektive
über mögliche Grossfusionen
der bisherigen 20 auf drei bis
fünf Gemeinden an. Und das
Resultat war deutlich. 10849
StimmbürgerinnenundStimm-
bürger befürwortetendieEven-
tualvorlage, 5829 lehnten sie ab.
7024 hiessen den Gegenvor-
schlag der Regierung gut, 9889
stimmten dagegen. Heisst im
Endergebnis:DieGrossfusionen
sind vom Tisch. Zusammen-
schlüsse erfolgen ausschliess-
lichmittelsZustimmungderbe-
troffenenGemeinden zu einem
von ihnengewähltenZeitpunkt.

Für die Regierung ist dies
eine erhebliche Niederlage. Sie
selbst durfte keinen Abstim-
mungskampf betreiben, in die
Bresche sprang ein überparteili-
ches Komitee. Deren Sprecher,
EVP-Kantonsrat Mathias Stein-
hauer, zeigt sich angesichts des
Abstimmungsergebnisses ent-
täuscht. Ursächlich sieht er die
Kampagne der Befürworter der
Eventualvorlage.«Jenesprachen
vonZwangsfusionen.DieAngst,
die damit einherging, stiess lei-
der auf fruchtbareren Boden als
dieChancen,welchesichmitden
Grossfusionenergebenhätten.»

Steinhauer führt weiter aus,
dass er im Vorfeld der Abstim-
mung die Befürchtung gehegt
habe,dassderGegenvorschlagan
derUrneabgelehntwird.«Eswar
einmutigerSchritt,dendieRegie-
rungvorschlug.Vielleicht zumu-
tig.VieleBürgerinnenundBürger
warennochnicht dazubereit.»

Stichfrageblieb
aussenvor

Nichtsdestotrotz findet Stein-
hauer auch positive Aspekte im
Endresultat: SiebenGemeinden
sprachensich fürdenGegenvor-
schlagaus,darunterHerisauund
Heidenals solchemitZentrums-
funktionen. InderStichfragehat-
ten sich über 40 Prozent der
Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger fürdieGrossfusionenaus-
gesprochen. Die Stimmbeteili-
gung lag bei 46,5 Prozent.

Die Eventualvorlage vertraten
unterschiedlichste Kantonal-
politiker. Sie formierten sich zur
sogenannten IGSelbstbestimm-
te Gemeinden. Bei deren Vor-
standsmitglied, FDP-Kantons-
ratMarcelWalker, ist dieFreude
am Sonntag dementsprechend
gross: «Wir hatten gehofft, dass
der liberaleGrundgedanke sich
durchsetzt undderZwangabge-
lehntwird.»Allerdings, soWal-
ker weiter, hätte es ihn über-
rascht,wiedeutlichdasResultat
amEnde ausfiel.

«Wir sindnichtgeeignet für
Experimente»

In der Abstimmung durften die
StimmbürgerinnenundStimm-
bürger angeben, welchen Vor-
schlag siebefürworteten.Erhiel-
ten beide mehr Ja-Stimmen,
hätte die Stichfrage den defini-
tiven Entscheid bringen müs-
sen. Doch diese war aufgrund
des Endergebnisses irrelevant.
FürWalker ist dieGrundhaltung

im Kanton nachvollziehbar:
«Wir sindnicht geeignet fürEx-
perimente. Die konkreten Fol-
gen undKosten hätten klar sein
müssen – so wie es bei anderen
Gemeindefusionen in der
Schweiz immerderFall gewesen
war.»

Fusionsgesetz soll inzwei
Jahrenvorliegen

Nun obliegt es der Regierung,
dem Kantonsrat ein Fusionsge-
setz vorzulegen. Dieses bildet
danndieGrundlage für die frei-
willigen Gemeindefusionen.
Gemäss Regierungsrat Yves
Noël Balmer könnte dasGesetz
in rund zwei Jahren vorliegen.

Für Walker fängt die Arbeit
in den Gemeinden aber bereits
jetzt an. Sie wären nun gefor-
dert, ihre eigenen Stärken und
Schwächen zu analysieren und
erste Gedanken zu möglichen
Fusionenanzustellen.Das sieht
auch Steinhauer so. Der grund-
sätzliche Handlungsbedarf sei

ausgewiesen – das hätten auch
die Befürworter der Eventual-
vorlageniebestritten.«Ichgehe
davon aus, dass dieGemeinden
ihreHausaufgabenzurBewälti-
gung ihrer Herausforderungen
gemachthaben.Nunmüssen sie
sichabernochbewusstwerden,

dass dies auchmittels Fusionen
möglich seinwird.»

DieAbstimmungwarvonnö-
ten, danichtnur aus regierungs-
rätlicherSicht Handlungsbedarf
bei den Gemeindestrukturen
besteht. Viele Gemeinden wä-
ren nichtmehr in der Lage, ihre
immer komplexer werdenden
Aufgaben zu bewältigen. Fach-
kräfte und politisches Personal
seien knapp.

DerGegenvorschlagderRe-
gierung sowie die Eventualvor-
lage gehen auf die Volksinitiati-
ve «Starke Ausserrhoder Ge-
meinden» zurück, die 2018
eingereichtundunterdessenzu-
rückgezogenwurde.DerGegen-
vorschlag verlangte die Zusam-
menlegung der zwanzig Ge-
meinden auf drei bis fünf, die
Eventualvorlage sahvor, dieNa-
men der Gemeinden aus der
Verfassung zu streichen und
mittels Fusionsgesetz den Weg
für freiwilligeZusammenlegun-
gen zu ebnen.

Abstimmungsresultate

Teilrevision der
Kantonsverfassung

JA
7024

NEIN
9889

JA
10 849

NEIN
5829

Eventualvorlage Gegenvorschlag

9859 6584

Quelle: Kanton AR / Grafik: mop
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Resignation und Tatendrang
Reaktionen aus demAbstimmungsstübli auf denAusserrhoder Volksentscheid zu denGemeindefusionen.

Sophia Lindenmann

Um11.30Uhr öffnet das altehr-
würdige Regierungsgebäude
seineTore für interessierteBür-
gerinnenundBürger sowiePoli-
tikerinnenundPolitiker, umdie
Ergebnisse der Abstimmung zu
möglichen Gemeindefusionen
live mitzuverfolgen. Aufgrund
der wegweisenden «Jahrhun-
dertabstimmung» steht am
WahlsonntagdasAbstimmungs-
stübli ausnahmsweise bei einer
kantonalen Sachvorlage dem
VolkunddenPolitikerinnenund
Politikern offen.

Während die ersten Gäste
im Abstimmungsstübli eintru-
deln und sich angeregt austau-
schen, dieHände schütteln und
sich untereinander herzlich be-
grüssen, werden schon die ers-
tenErgebnissevondenGemein-
denGaisundLutzenbergaufder
grossenLeinwandausgestrahlt.
Das Foyer desKantonsratssaals
füllt sich langsam, aber stetig,
und bei Kaffee, Weisswein und
Orangensaft werden lebhafte
Gespräche geführt. Kurz darauf
folgt das Ergebnis der zweit-
grössten Gemeinde des Kan-
tons. Auch Teufen folgt dem
Trend,denGaisundLutzenberg
angeschlagen haben, die Even-
tualvorlage wird mehrheitlich
angenommen und der Gegen-
vorschlag fällt zurück.

Mit Glockenklingen und
einer kurzen Ansprache von
Ratsschreiber Roger Nobs wird
die Veranstaltung nun offiziell
eröffnet. Die eintrudelnden Er-
gebnisseder einzelnenGemein-

den geben den anwesenden
Gästen viel zu diskutieren. Da-
her drehen sich die angeregten
Gespräche im Stübli umnur ein
Thema: Die Optimierung der
Gemeindestrukturen.

Gelassenheit beiPolitikern
undPolitikerinnen

Regierungsrätin Katrin Alder
schautdembesonderenTag,der
wegweisend für die Ausser-
rhoder Zukunft sein wird, mit
Gelassenheit entgegen: «Ich

hoffe,dassdieAusserrhoderBe-
völkerung sich Veränderung
wünscht.» Auch Reto Altherr,
Gemeindepräsident vonTeufen
und Befürworter der Eventual-
vorlage, ist gespannt aufdieRe-
sultate, nimmtdieAbstimmung
aber auchmitdernötigenRuhe:
«Von diesem ausserordentli-
chen Tag erhoffe ich mir eine
klare Weichenstellung für die
Zukunft unseres Kantons. »

Während die Resultate von
vielenweiterenGemeinden ein-

treffen, zeichnet sich immer
deutlicher ab, dass dieEventual-
vorlage vorne liegt und der
Gegenvorschlag zurückfällt. Ein
kurzesGesprächmitRogerSträu-
li,Präsidentder«IGStarkesAus-
serrhoden», zeigt, dass er insge-
heimvondemSiegderEventual-
vorlageausgegangen ist.«Ichbin
ohne Erwartungen an diese Ab-
stimmung gekommen, bin aber
inersterLinie froh,dasssieüber-
haupt stattfindet», so der Rehe-
tobler. Trotzdem erhoffe Sträuli

sich von den Wahlergebnissen,
dass der Gegenvorschlag mög-
lichstvieleStimmenerhält, erak-
zeptiere jedoch jedesErgebnis.

Die Stimmung im Abstim-
mungsstübli ist gut, die Diskus-
sionen werden angeregt, aber
sachlichgeführt.DieEmotionen
scheinen weder bei den Befür-
wortern des Gegenvorschlages
noch bei den Unterstützern der
Eventualvorlageüberzuschwap-
pen. Gespannt darauf, was die
Zukunft für Ausserrhoden be-

reithältundwiesichdasVolkent-
schieden hat, sind jedoch wohl
alle imRegierungsgebäude.

Resignationbeider
Regierung

Nach knapp zwei Stunden wird
das Endresultat, angekündigt
vomGlockenklingeln,vomRats-
schreiber verkündet. Die Ergeb-
nisse der 20Gemeinden sind im
Abstimmungsstübli angekom-
menundder Entscheid desAus-
serrhoder Volkes ist eindeutig.
Die Stimmung bei den Mitglie-
dernderAusserrhoderRegierung
wirkt gedrückt, aber gefasst.

DieEmotionslage beiRoger
Sträuli ist auch nach der Ableh-
nung des Gegenvorschlages
nicht gross verändert: «Das
Wahlergebnis ist ein Teilerfolg
undwir sind froh,dassunserAr-
gument, dassHandlungsbedarf
besteht, anerkanntworden ist.»
Nun hofft Sträuli, dass die Ge-
meinden ihren Auftrag verste-
hen und dass die Gemeinde-
strukturen verändert werden.

Tatendrang inden
Gemeinden

RetoAltherr zeigt sichnachdem
Entscheid voller Tatendrang:
«Jetzt müssen wir die Verände-
rungen, die vom Ausserrhoder
Volk erwünschtworden sind, so
raschwiemöglichveranlassen.»

So geht der wegweisende
Wahlsonntag imAbstimmungs-
stübli zu Ende. Manche unter-
halten sichnoch lange, scherzen
und lachen, andere verlassen
das Regierungsgebäude rasch
und einwenig enttäuscht.

Im Abstimmungsstübli wird angesichts der Wahlergebnisse angeregt diskutiert. Bild: Michel Canonica

Reute kann sich für
keine Variante erwärmen
Nur in einer Gemeinde fandweder derGegenvorschlag
noch der Eventualantrag eineMehrheit.

Der Eventualantrag, der die
Streichung der Gemeinde-
namen aus der Kantonsverfas-
sungvorsieht, hat sichamSonn-
tag klar durchgesetzt. Er erhielt
10849Stimmenbei 5829Nein.
Der regierungsrätliche Gegen-
vorschlag fiel hingegen durch,
diesmit 9889Nein bei 7024 Ja.
Auch die Stichfrage, die auf-
grund des Ergebnisses aber ir-
relevant war, sprach Bände.

Mittelland:Hochburgder
Gegenvorschlag-Gegner

DassesderGegenvorschlag, der
aus den 20Gemeinden deren 3
bis 5machenwollte, schwer ha-
ben dürfte, war zu erwarten ge-
wesen. Das Endergebnis über-
rascht daher nicht. Auch der
grössereZuspruchausdemVor-
derland fürdenGegenvorschlag
kommtnicht überraschend. Als
einziger ehemaliger Bezirk hat
das Vorderland in der Gesamt-
summederGemeindeergebnis-
se dem Gegenvorschlag zuge-
stimmt, dies allerdings knapp.
Das Ja bekam 50,3 Prozent der
Stimmen, das Nein 49,7 Pro-
zent. Am grössten war der Wi-
derstand im Mittelland: 64,75
Prozent sprachen sich dagegen
aus. ImHinterland vereinte das

Nein 57,97 Prozent der Stim-
men,42,03Prozent legtenein Ja
ein.

Der Eventualantrag bekam
hingegenaus allenBezirken ein
Ja. Am grössten war der Zu-
spruch im Mittelland, wo sich
gesamthaft 70,26Prozentdafür
aussprachen. ImHinterlandwa-
ren es 63,82, im Vorderland
58,97 Prozent.

Wohl die wenigsten auf der
Rechnung hatten die Tatsache,
dassdiegrössteNein-Sager-Ge-
meinde nicht aus dem Hinter-
land stammt.Diese fand sich im
Vorderland.AlseinzigeGemein-
de hat sich Reute für keine der
Vorlagen ausgesprochen. Die
Rüütigerinnen und Rüütiger
lehntendenGegenvorschlagmit
87 Ja und 136 Nein ab, beim
Eventualantrag gabeshingegen
eine Pattsituation (109:109
Stimmen). BeiderStichfrageer-
hielt der Eventualantrag dann
denVorzug.

Dieser fandnebenReutenur
in einer zweiten Gemeinde kei-
neMehrheit. InRehetobel spra-
chen sich die Bürgerinnen und
Bürger für den Gegenvorschlag
aus (404zu240), denEventual-
antrag lehnten sie mit 319 zu
300 Stimmen ab. (dsc)

IG fordert rasches
Handeln

Abstimmung ZudenGewinne-
rinnen des Urnengangs gehört
die IG Selbstbestimmte Ge-
meinden. Siehatte sichmit einer
Volksinititive dafür eingesetzt,
dassdieKommunennichtgegen
ihrenWillen fusioniert werden.
Ihr Hauptanliegen floss in den
Eventualantrag ein. Kurz nach
Bekanntgabe der Ergebnisse
nahm die IG in einer Medien-
mitteilungStellung.Nacheinem
langenAbstimmungskampf, der
von der Regierung mit einem
ungewöhnlich grossen Engage-
ment geführt worden sei, habe
sicheinedeutlicheMehrheit der
Stimmbevölkerung gegen den
Gegenvorschlagausgesprochen.
«Die Mehrheit ist damit der
Überzeugung,dassdieGemein-
den entgegen der Haltung der
Regierung selbst über ihre Zu-
kunft bestimmen sollen.» Das
Volk folgedamitderZielsetzung
des Initiativkomitees«Selbstbe-
stimmte Gemeinden». Die Re-
gierung habe nun den Auftrag,
ein Fusionsgesetz zu erarbeiten
unddienötigenadministrativen
undfinanziellenMittel bereit zu
stellen, um freiwillige Fusionen
möglich zu machen und zu
unterstützen. «Es ist zu hoffen,
dass diese wichtigen Grundla-
gen nicht wieder Jahre auf sich
warten lassen, sondern nun un-
mittelbar an die Hand genom-
menwerden», so die IG. (red)

Kantonale Volksabstimmung vom 26. November

Das Ausserrhoder Stimmvolk

hat über die Optimierung

der Gemeindestrukturen

abgestimmt.

Gegenvorschlag Eventualvorlage

Grub

Heiden

Lutzenberg

Rehetobel

Reute

Wald

Walzenhausen

Wolfhalden

Total:

Vorderland 199

604

202

404

136

176

309

321

2007

JA

JA

NEIN

JA

NEIN

JA

NEIN

NEIN

JA

179

734

209

319

109

143

301

319

2294

JA

JA

JA

NEIN

GLEICH

JA

JA

JA

JA

198

559

143

375

81

169

186

194

1905

138

556

197

236

140

100

301

311

1979

Herisau

Hundwil

Schönengrund

Schwellbrunn

Stein

Waldstatt

Urnäsch

Total:

Hinterland 1949

156

146

414

430

433

735

3944

JA

JA

NEIN

NEIN

NEIN

NEIN

NEIN

NEIN

2152

149

124

376

404

436

619

4260

JA

JA

JA

JA

JA

JA

JA

JA

1841

146

61

134

142

224

150

2698

1671

136

133

408

418

409

695

3870

Kanton Total: 9889 NEIN 10 849 JA 6584 9859

Bühler

Gais

Speicher

Teufen

Trogen

Total:

Mittelland 269

760

877

1877

470

3962

NEIN

NEIN

NEIN

NEIN

JA

NEIN

332

770

1026

1830

337

4295

JA

JA

JA

JA

JA

JA

222

260

583

464

452

2251

276

768

885

1890

191

4010

Gegen-
vorschlag

Eventual-
vorlage

Wollen Sie den Gegenvorschlag

zur zurückgezogenen Volksinitiative

«Starke Ausserrhoder Gemeinden»

oder die Eventualvorlage annehmen?

Stichfrage

Falls der Gegenvorschlag

und die Eventualvorlage

von den Stimmberechtigten

angenommen werden: Welche

Variante soll in Kraft treten?

Quelle: Gemeinden / Grafik: mop


